lan 


ung Abonnenentspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 


Vorto 2 * I 11% Sor. Inſertonsgebüßhr für den Raum einer 


nftheiligen Zeile in Metitichrifi 1%, Sgr. 


Nr: 550. Mittag ⸗ Ausgabe. 


et 


1 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


3 


Expeditton Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Telegraphiſche Depeschen. 

Hamburg, 23. Nov. Wie verſichert wird, verweigern der Ad⸗ 
miniſtrator der Grafſchaft Rantzau, Kammerherr v. Moltke, das ge⸗ 
ſammte altonaer Magiſtrats- und Juſtiz⸗Collegium, die altonger Gym: 
naſial⸗Profeſſoren, fait alle altonaer Advokaten und das geſammte Per: 


ſonal der holſteiniſchen Regierung zu Altona vom Bureauchef abwärts | Ib 


ebenfalls den Huldigungseid. 

Stockholm, 23. Nov. In der heutigen Sitzung des Reiche: 
tages verlangte die Regierung ein neues Extracreditiv auf Höhe von 
drei Millionen zu Kriegsrüſtungen. 

Es herrſcht hier ebenſo Mißtrauen gegen den König von Däne- 
mark, wie Erbitterung gegen den Herzog von Schleswig -Holſtein⸗ 
Auguſtenburg. 
ear ere, 


Preuſen. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 
7. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (23. Novbr.) 


Die Tribünen ſind bei ſtarkem Andrang des Publikums überfüllt; der 

Miniſtertiſch unbeſetzt. En: 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung bald nach 12 Uhr mit den ges 
wöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen und verlieſt darauf folgendes Schrei: 
ben des Staatsminiſteriums: 

„Da das Haus der Abgeordneten der allerhöchſten Verordnung, betreffend 
das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften vom 1. Juni d. J. (Geſetz⸗Samml. 
S. 349) durch den von Ew. Hochwohlgeboren mittelſt geehrten Schreibens 
vom 19. d. M. mitgetheilten Beſchluß feine Genehmigung verſagt hat, ſo iſt 
dieſelbe durch allerhöchſte Verordnung vom heutigen Tage aufgehoben und 
demgemäß außer Kraft geſetzt worden. 

Ew. Hochwohlgeboren theilen wir anliegend beglaubigte Abſchrift dieſer 
letzteren Verordnung ergebenſt mit. 

Die Anſichten, welche das Haus der Abgeordneten in dem sub II. Ew. Hoch⸗ 
— 1 geehrten Schreibens mitgetheilten Beſchlüſſen niedergelegt hat, 
Fr gen =: königl. Staatsminiſterium in der Ueberzeugung nicht zu er⸗ 
chüttern, daß: 

1) die gedachte Verordnung vom 1. Juni d. J. zur Aufrechthaltung der 
öffentlihen Sicherheit rep. Beſeitigung eines ungewöhnlichen Nothſtan⸗ 
des dringend erforderlich geweſen, - 

2) daß eine Beſchränkung der Preßfreiheit durch eine auf Grund des Art. 63 
der Verf.⸗Urk. vom 31. Januar 1850 mit Geſetzeskraft erlaſſene aller 
höchſte Verordnung erfolgen kann und , 

3) daß die hiernach erlaſſene allerhöchſte Verordnung vom 1. Juni d. J. 
auch ihrem Inhalte - mit den ſonſtigen Beſtimmungen der Verf. 
Urk. nicht im Widerſpruch ſteht. . 

Ew. Hochwohlgeboren wird ergebenſt anheimgeſtellt, dem Haufe der Abgg. 
von vorſtehender Erklärung gefälligſt Kenntniß zu geben. 

Berlin, den 21. November 1863. = 4 
Königliches Staats⸗Miniſterium. 
(gez.) v. Bismarck. v. Bodelſchwingh. v. Roon. Itzenplitz. v. Mühler. 
Graf zur Lippe. d. Selchow. Graf Eulenburg. 
An den Präſidenten des Hauſes der Abgeordneten, Oberbürgermeiſter 
Hrn. Grabow Hochwohlgeboren. j ; 

Abg. Dr, Virchow beantragt, das eben verleſene Schreiben der Juſtiz⸗ 
Common zur Berichterſtattung zu überweiſen, damit dieſelbe erörtere, o 
von allen Seiten korrekt verfahren worden ſei, und damit nicht etwa ein Prä⸗ 
judiz aus dieſer Sache für künftige Fälle hergeleitet werde. — Der Präſi⸗ 
dent überweiſt, da kein Widerſpruch gegen dieſen Antrag erfolgt, das Schrei⸗ 
ben des Staatsminiſteriums zur Berichterſtattung an die Diesem Augenſlic 

Präſident Grabow: M. H.] Uns Alle bewegt in dieſem Augenblicke 
die hochwichtige deutſche Frage, die legitime Erbfolge⸗Ordnung in 
den deutſchen Herzogthümern Schleswig⸗Holſtein betreffend, in 
tiefſter Seele; es wird die ſchleswig⸗holſteinſche Frage nicht von der deutſchen 
Tagesordnung verſchwinden, bis ſie in ureigenem deutſchen Geiſte zu Gun⸗ 
ſten unſerer 1 in dieſem Augenblicke mehr denn je ſchwer 
bedrängten deutſchen Brüder durch Deutſchland ſelbſt gelöſt iſt. (Bravo!) Der 
legitime Herrſcher, Herzog Friedrich von Schleswig⸗Holſtein, hat die Regie⸗ 
rung in den Herzogthümern mittelſt Proklamation, d. d. Dolzig, 16. Nov., 
angetreten. In Höͤchſtdeſſelben unten hat der herzoglich ſachſen⸗koburg⸗go⸗ 
thaiſche Geheime Rath Samwer am 20. d. Mts. das folgende Schreiben an 
das Büreau des Hauſes gerichtet: ? ; 

„Der nachſtehend Unterzeichnete beehrt ſich im Auftrage Sr. Hoheit des 
Herzogs Friedrich VIII. von Schleswig⸗ Holſtein die anliegenden Exem⸗ 
plare Seiner Proklamation, d. d. Dolzig, 16. Nov., zur geneigten Ver⸗ 
theilung an die Mitglieder des hohen Hauſes zu überſenden. 

Gotha, 20. Novbr. 1863. Samwer. 

An das Büreau des Hauſes der Abgeordneten zu Berlin“ 

Auch die beifolgenden Exemplare der „Gothaer Zeitung“ bitte ich wegen 
des bon der hieſigen Regierung ausgehenden Artikels zu vertheilen.“ 

M. H.! Ich habe die überſandten Exemplare ſofort den geehrten Mitglie⸗ 
dern zugehen laſſen; ich habe mich verpflichtet gefühlt, dem Herrn Geh. Rath 
Samwer den Dank des Hauſes auszuſprechen, ich habe aber auch geglaubt, 
das Schreiben deſſelben in heutiger Sitzung perleſen zu müſſen, da Sie daraus 
entnehmen werden, daß in offiziöſer Weiſe die Ihnen bereits zugegangene 
Anlage an Sie gelangt iſt. — Außerdem theilt der Präſident mik, daß er 
geſtern von Hrn. Rechtsanwalt Wiggers ein Telegramm aus Hamburg erhal⸗ 
ten habe, worin derſelbe die in einer don circa 3000 Perſonen beſuchten Volks⸗ 
Verſammlung gefaßten Reſolutionen in Betreff Schleswig⸗Holſteins mittheilt 
bereits durch die Zeitungen bekannt). Ein gleiches Telegramm ſei an das 
ſterreichiſche Abgeordnetenhaus geſandt worden, Er (Präſident) habe für 
dieſe Mittheilung telegraphiſch den Dank des, Hauſes ausgeſprochen und bei⸗ 
sent, daß er in der heutigen Sitzung dem Haufe der Abg. davon Kenntniß 
geben werde. 5 £ 

Der Präſident theilt ferner mit, daß ein von zahlreichen Unterſchriften 
vollzogener Antrag, an deſſen Spitze die Abg. e und Dr. Virchow 
ſtehen, heute beim Büreau eingereicht worden ſei. Derſelbe lautet dahin: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle be chließen, zu erklären: In Er⸗ 
wägung: 1) daß der Erbprinz von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗ 

Auguſtenburg kraft eines unzweifelhaften Erbfolgerechtes ſeinen Anſpruch 

auf die Regierung der Herzogthümer erhoben hat; 2) daß weder der 

deutſche Bund, noch die Stände der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein, 
noch die Agnaten des Hauſes Oldenburg den Beſtimmungen des londoner 

Vertrages vom 8. Mai 1852 beigetreten ſind: 3) ve änemark durch 

eine Reihe vertragswidriger Maßregeln, durch vielfache Bedrückung der 

deutſchen Bevölkerung und Sprache in Schleswig, durch das Patent vom 

30. März d. J. und endlich durch die Vollziehung der neuen Verfaſſung 

für Dänemark ⸗Schleswig die Vereinbarungen don 1851 und 1852 und 

damit die Bedingungen ſelbſt gebrochen hat, unter welchen die deutſchen 

Großmächte dem londoner Vertrage beigetreten ſind, daß daher die Be⸗ 

ſtimmungen dieſes Vertrages für die deutſchen Großmächte jede Verbind⸗ 

lichkeit verloren haben; 4) daß bei dieſer Sachlage die Anweſenheit däni⸗ 
ſcher Truppen in dem Bundeslande Holſtein eine Verletzung des Buu: 
desgebietes bildet. 

erklärt das Haus der Abgeordneten: i 
die Ehre und das Intereſſe Deutſchlands verlangen es, daß ſämmtliche 
deutſche Staaten die 


von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſtenburg als Herzog von Schles⸗ feſſur der allerhöchſten Genehmigung nicht bedürfe. 


wig⸗Holſtein anerkennen und ihm in der Geltendmachung ſeiner Rechte 
wirkſamen Beiſtand leiſten.“ 3 8 

Es komme, da der Antrag bereits ausreichend (von 115 Mitgliedern) un⸗ 
derſtützt ſei, darauf an, daß das Haus ſich über die geſchäftliche Behandlung 
Iben einige; bei feiner Wichtigkeit und Dringlichkeit ſei er der unmaß⸗ 
Tauchen Anſicht, daß es im vorliegenden Falle geboten wäre, eine beſondere 
ea miſſion von 21 Mitgliedern mit der Vorberathung des Antrages zu be⸗ 
nen; eine Schlußberathung ohne EHER halte er nicht für ans 
fanefien, doch wünſche er, daß das Haus über dieſe Angelegenheit womöglich 
chon am Freitage einen Beſchluß zu faſſen in der Lage ſei und dies würde 


N 


! 


4 


e werden können, wenn das Haus ſofort in den Abtheilungen die 
Wahlen zur Commiſſion vornähme, damit dieſelbe noch heute Abend ſich 
conſtituiren und in die ne des Antrages eintreten könne. Morgen, 


115 er, könne dann der Bericht ſo rechtzeitig erfolgen, daß er noch zum 
rucke verfügt werden könne; jedenfalls würde er das Haus erſuchen, ihn 
von Au dreitägigen Friſt zu dispenſiren, welche die Geſchäftsordnung vor⸗ 
reibe. 
Abg. Graf Schwerin erhebt Bedenken gegen die von dem Präſidenten 
beantragte ſchleunige Geſchäftsbehandlung des Antrages. Er betrachte die in 
Rede ſtehende Angelegenheit nicht minder wie die Mehrheit dieſes Hauſes als 
eine hochwichtige; ſeine Freunde und er hätten bereits die Abſicht gehabt, 
ebenfalls einen Antrag in Betreff Schleswig⸗Holſteins zu ſtellen, der aller⸗ 
dings von dem der ar ſehr abweiche, und fie würden denjelben, wenn 
ſie auch keine Ausſicht auf Erfolg haben ſollten, doch als Amendement ein⸗ 
bringen. Derſelbe gehe dahin: „Das Haus der Abgeordneten wolle erklä⸗ 
ren, daß es bereit ſei, Se. Majeſtät in a al und Geltendmachung 
des Rechtes des bisherigen Erbprinzen Friedrich von Schleswig⸗Holſtein⸗Son⸗ 
derburg⸗Auguſtenburg, ſowie der Rechte 4 deutſchen Herzogthümer mit 
allen ſeinen Kräften zu unterſtützen.“ Er ſei der Meinung, daß man gerade 
der Wichtigkeit der Sache wegen die Beſchlußfaſſung nicht allzuſehr beſchleu⸗ 
nigen dürfe; man müſſe der Commiſſion Zeit laſſen, namentlich eingehende 
Mittheilungen darüber entgegenzunehmen, welchen Standpunkt die königliche 
Staatsregierung in dieſer e eingenommen hat. Er beantrage, die Com⸗ 
miſſion erſt morgen wählen zu ai und die gewöhnliche Friſt nicht ab⸗ 
wufüugen, umſoweniger, da ja der ſoeben eingebrachte, jo Gee unterſtützte 
ntrag ſchon als eine unzweideutige Manifeſtation der Geſinnung des Haus 
ſes betrachtet werden müſſe. r 

Der Präſident conſtatirt, daß ein Widerſpruch gegen feinen Antrag auf 
Wahl einer Commiſſion von 21 Mitgliedern nicht eingegangen, dieſe mithin 
beſchloſſen ſei, daß es ſich mithin nur noch frage, ob die Commiſſion ſofort 
oder erſt morgen gewählt werden ſolle. 

Abg. Dr. Virchow bittet, wenigſtens den Theil des vom Präſidenten 
geſtellten Antrages anzunehmen, der ſich darauf bezieht, daß die Commiſ⸗ 
ſionswahl noch heute vorgenommen werde; wenn das Haus irgend eine Po⸗ 
ſition in dieſer Frage ergreifen und dadurch auf den Gang der Ereigniſſe 
Einfluß üben wolle, ſo dürfe es keine Zeit verlieren. Die Bedrückung 
in Schleswig⸗Holſtein ſei auf's Höchſte geſtiegen, und die Aufregung ſteigere 
ſich von ap zu Tag. Wenn das Haus die Angelegenheit zu lange hinziehe, 
ſo könnten leicht die Ereigniſſe ſeine Beſchlüſſe überholen und ihm nur die 
nachträgliche Genehmigung übrig laſſen. Das aber möchte der Würde des 
Hauſes nicht ziemen. Er beantrage alſo wenigſtens die Wahl der Commiſ⸗ 
ſion noch heute vorzunehmen und derſelben die mündliche Berichterſtattung 
anheimzugeben. 8 . 5 

Abg. b. Sybel: Er ſehe auch nicht ein, wie ein Schaden daraus ent- 
ſtehen könnte, wenn ſchon heute die Commiſſion gewählt werde. Der Tenor 
des Antrags ſei ſehr einfach, und es ſei nicht nöthig, denſelven erſt lange zu 
prüfen, um je nachdem die Mitglieder der Commiſſion zu wählen. 

Abg. Graf Schwerin: Er wolle nur das Haus vor Ueberſtürzung wah⸗ 
ren. Der Antrag ſei gar nicht jo ſehr einfach; er ſei nur einmal vorgeleſen 
und nicht wie ſonſt an die Mitglieder gedruckt vertheilt; es komme z. B. 
die Stelle darin vor: alle deutſchen Staaten ſeien verpflichtet, für das 
Recht der Herzogthümer 11 er bezweifle aber, ob das preußiſche Ab⸗ 
geordnetenhaus zu einem ſolchen exorbitanten Ausſpruch berechtigt ſei. Fer⸗ 
ner zweifle er ſehr, ob es correct vom Hauſe ſei, von Agenten auswärtiger 
Fürſten Mittheilungen entgegenzunehmen. Er könne dem Hauſe nur wieder⸗ 
olt empfehlen, bei der Berathung dieſer Sache mit der größten Vorſicht 
zu Werke zu gehen. 

Abg. Dr. Waldeck tritt dem Grafen Schwerin bei und wünſcht ebenfalls, 
daß Ef morgen die Wahl der Commiſſion vorgenommen werde, damit ihre 
Zuſammenſetzung ebenfalls reiflich überlegt werden könne. — Abg. v. Sybel 
conſtatirt, daß der letzte Einwand des Grafen Schwerin ſich nicht gegen die 
Deutlichkeit, ſondern nur gegen die Wichtigkeit des Antrags richte. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs theilt mit, daß die Budgetcommiſſion auf morgen 
um 10 Uhr zuſammenberufen ſei und bittet daher, eventuell die ungen 
zur Wahl der Commiſſion bereits auf 9 Uhr zu berufen, — Die Abſtimmung 
darüber, ob die Commiſſion ſofort, d. h. unter Aufhebung der Sitzung ger 
wählt werde, ergiebt bei der Gegenprobe Verweiſung des Antrages; der 
Präſident beruft die Abtheilungen auf morgen Vormittag 9 Uhr zur Wahl 
der ſchleswig-holſteiniſchen Commiſſion ein, 

er Präſident kommt zu dem (bereits 1 Antrage des 
Abg. Schulze (Berlin), dahin gehend, daß eine Commiſſion durch das Haus 
ernannt werde zur Unterſuchung der Thatſachen, welche ſich auf 
die Beeinflufſung der Wahlen beziehen. Der Abg. Schulze 
g erſucht das Haus, die Schlußberathung ohne Vorberathung zu be⸗ 
ließen, da allen Mitgliedern das Factiſche ja hinreichend bekannt ſei, auf 
Grund deſſen der Antrag Niederſetzung einer Unterſuchungscommiſſion ver⸗ 
lange. — Der Abg. v. Gottberg unterſtützt dieſen Antrag, da ſeine Partei 
ſich „gar nicht davor zu ſcheuen habe, daß die betreffenden Matſachen erörtert 
werden. - 

Abg. Wachler beantragt, den Schulze'ſchen Antrag der Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion zu überweiſen, zu ihrer Berathung darüber, ob eine ſolche Com⸗ 
miſſion ernannt werden ſolle. — Das Rechk des Hauſes ſei an ſich aller⸗ 
dings nicht zweifelhaft, es ſei aber ſorgſam u erwägen, ob es in dieſem 
Falle zweckmäßig ſei, daſſelbe auszuüben. — Abg. Schul e (Berlin) wieder⸗ 
holt, daß es ſich nur darum handle, die Entſcheidung des Hauſes ii beſchleu⸗ 
nigen; es ſtehe ja bei dem Hauſe, wie es weiter verfahren wolle. — Mit 
roßer Majorität beſchließt das Haus, e ohne Vorberathung 
feen zu laſſen. Der Präſident ernennt den Abg. Aſſmann zum 
Referenten und den Abg. v. Forckenbeck zum Correferenten. — 

Der Präſident theilt ferner ein Schreiben des Kriegs⸗ und Marine⸗ 
Miniſters v. Roon mit, worin dieſer den Präſidenten erſucht, ihm in der 
nächſten Sitzung vor der Tagesordnung, oder während der Sitzung das 
Wort zur Einbringung einer Vorlage zu ertheilen. Es wird dem Hrn. Mi⸗ 
niſter das Wort behalten. (Während des folgenden Vortrages nahmen Hr. 
v. Roon und Graf Eulenburg am Miniſtertiſche Platz). 

Es wird in die Tagesordnug eingetreten, auf welcher Wahl⸗Prüfungen 
ſtehen. Abg., Aßmann referirk Namens der V. Abtheilung und werden die 
von der Abtheilung geprüften Wahlen, namentlich die berliner Wahlen, für 
giltig erklärt. Die Abtheilung habe nur Veranlaſſung genommen zu prüfen, 
ob der zum Abgeordneten gewählte Prof. Temme zu Zürich die Eigenſchaft 
als preußiſcher Staatsbürger beſtte. In den Acten befinde ſich eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung des Hrn. Temme, daß er am 15. Februar 1861 von der 
königl. Regierung zu Breslau — er ſei Bürger der Stadt Breslau — einen 
Heimathsſchein KA die Dauer von fünf Jahren erhalten habe. Hiernach 
habe die Abtheilung die Wählbarkeit des Abg. Temme anerkannt und bean⸗ 
trage Gittigteitsertlärung der Wahl. Ir 

Abg. Dr. Temme: Er fei durch die Ungunſt der Verhältniſſe im Jahre 
1852 veranlaßt worden, ſeine Heimath zu verlaſſen und ſeinen Aufenthalt in 
der Schweiz zu 5 Er habe ſofort um Ertheilung eines Heimathſchei⸗ 
nes gebeten; die Regierung zu Breslau habe denſelben en und ihm 
zu erkennen gegeben, er möge feine Entlaſſung aus dem preußiſchen Staats⸗ 
verbande nehmen. Er habe die Ehre, Preuße zu felt nicht aufgeben wol⸗ 
len und habe trotzdem bis zum Jahre 1861 einen ſolchen Schein nicht er⸗ 
halten können; in dieſem Jahre aber habe der damalige Miniſter des Innern 
Graf Schwerin die Ertheilung deſſelben veranlaßt. Er habe in der Schweiz 
eine außerordentliche Profeſſur angenommen, habe davon dem Miniſterium 
Anzeige gemacht und nach den durch den Geſandten Hrn. v. Kamptz ange: 


Rechte der Herzogthümer ſchützen, den Erbprinzen | ftellten Ermittelungen ſei ihm mitgetheilt, daß er zur Annahme dieſer Pro⸗ 


j Er hoffe deshalb, daß 
unter dieſen Umſtänden kein Bedenken gegen feine Wahl vorliegen werde. 
Die Wahl wird für giltig erklärt. . 8 

Es folgt das Referat der VI. Abtheilung. Dieſe Abtheilung hat unter 
Anderem die Prüfung der Wahl des Landraths Hoffmann (Jüterbogk) 
vorzulegen. Gegen dieſe Wahl haben ſich mehrere Bedenken herausgeſtellt, 
welche der Referent vorträgt. Die einzelnen Punkte ſind, bei der leiſen 
Sprache des Referenten — er wird oft durch den Ruf: „lauter!“ unterbro⸗ 
chen, — nicht fpeciell wiederzugeben. Zunächſt iſt der Landrath Hoffmann 
mit 104 gegen den Regierungsrath Krieger mit 101 Stimmen gewählt. 
Hoffmann war Wahl⸗Commiſſarius und Landrath zugleich. Eine Anzahl 


— 


Dinstag, den 24. November 1863. 


von Proteſten Heben dieſe Wahl iſt eingegangen, darunter mehrere, die mit 
Zeugen und Beweismitteln vollſtändig verſehen ſind. Dieſe Angaben, die 
9 die Haltung des Landratbs Hoffmann vor den Wahlen betreffen, 
ind der Art, 
anſtandung der Wahl zu beantragen, um ſich über die angegebenen 
ſachen durch eidliche Vernehmung genannter Zeugen Aufklärung 
fen. — Abg. Hoffmann (Jüterbogh) erklärt, er ſei ohne ſein 
vier Monaten zum Landrath ernannt worden und zwar zur 


at⸗ 
u verſchaf⸗ 
dan. vor 


eude der 


Kreiseinſaſſen, da er in allen ſeinen früheren Stellungen Recht und Geſetz 


zur Geltung gebracht, ohne Anſehen der Perſon. Man habe nicht blos for⸗ 
melle Mängel bei ſeiner Wahl hervorgehoben, ſondern directe Anſchuldi⸗ 
gungen gegen ihn vorgebracht, denen er entgegentreten müſſe. Der Redner 
geht darauf die einzelnen Punkte durch und beſtreitet überall die gegen ihn 
erhobenen Beſchuldigungen. Dem Drucker Krauſe in Jüterbogk habe er nur 
einen „freundſchaftlichen Rath“ ertheilt, durchaus keinen „Befehl“, 
nur in des Mannes eigenem Si ic habe er es gethan, und ihm ſchließ⸗ 
lich erklärt: „thun Sie, was Sie nicht laſſen können.“ (Heiterkeit.) 

Der Redner vertieft ſich in die ausgedehnteſten Erörterungen, verlieſt 
Dokumente und Aktenſtücke, und verſichert wiederholt, daß er hinſichtlich der 
Moßner'ſchen und der Mettke'ſchen Hausſuchung weder mündlich noch ſchrift⸗ 
lich mit der Staatsanwaltſchaft communicirt habe. Er würde demſelben 
vielmehr eventuell den Rath RR haben: „Sie finden Nichts, thun Sie's 
nicht.“ — Schließlich theilt Redner mit, daß er nicht nur in einem beſonde⸗ 
ren Falle eine Unterſuchung bei der Regierung beantragen werde, ſondern 
daß er auch ſchon den Staatsanwalt erſucht habe, gegen die Unterzeichner 
des Proteſtes wegen Beleidigung und Verleumdung ſeiner ſelbſt in Bezug 
auf ſeinen Beruf eine Unterſuchung einzuleiten. — Abg. Jung egt Gewicht 
auf das Zuſammentreffen ſo vieler Momente: der Betheiligte ſei Landrath, 
Wahlcommiſſar, Candidat in einer Perſon geweſen; die Majorität ſei für 
ihn nur eine geringe geweſen, — er ſelber müſſe daher wünſchen, daß das 
Haus ſeine Wahl beanſtäube. — Für das Abgeordnetenhaus ſtehe es feſt, 
daß der Landrath Hoffmann durch been feiner Vorgeſetzten förmlich an ge⸗ 
wieſen worden ſei, die Wahl zu beeinfluſſen. Es gelte daher hier nicht der 
Satz: „legalia praesumuntur,“ ſondern vielmehr: „illegalia praesumuntur.“ 

In dem miniſteriellen Wahlerlaſſe ſei eine ganz andere „Treue gegen den 
König“ gemeint, als wir verfaſſungsmäßig verſtehen dürfen, Demzufolge 
hätte jeder bei den Wahlen von der Regierung diſſentirende Beamte für 
ſeine Exiſtenz zu fürchten. Es helfe nichts daß der Miniſter des Innern 
jüngſt die Abſicht jeder Maßregelung in Abrede geſtellt, ſeine Freunde ha⸗ 


ben ihm ſchon in ihren Blättern (Redner verlieſt die bekannte Stelle der 


ln Correſpondenz) laut desavouirt, ſogar mit dem Beifügen, feiner 
Verſicherung des Gegentheils werde ja doch auf der andern Seite keinen 
Glauben finden. (Heiterkeit.) Man könne nichts Milderes fordern, als daß 
das Haus feine Wahl beanſtande. 

Miniſter des Innern, Graf Eulenburg: Er könne den Ausführungen 
des Vorredners nicht überall beitreten; er halte dieſelben für etwas ten⸗ 
denzibs. Wenn man die Worte ſeines fung aulas leſe, ſo werde man 
finden, daß derſelbe auch eine andere Auslaſſung zulaſſe, als die eben gehörte, 
und er könne nichts anderes ſagen, als daß er heute noch bei jedem Worte 
deſſelben ſtehen bleibe. Er (der Miniſter) habe geſagt, daß ein königlicher 
Beamter ſich falle Eides bewußt ſein ſolle und daß er deſſelben nicht ent⸗ 
bunden ſein ſolle, auch als Wähler. Niemand werde die Heichtigkeit dieſes 
Satzes beſtreiten und Jeder werde wohl die Richtigkeit dieſes Saßes in ſei⸗ 
ner Bruſt fühlen. Wenn der König den Beamten verfaſſungsmäßi zufe, 
jo ſei derſelbe verpflichtet, feinem Könige zu folgen und der Wahlerlaß habe 


nicht nur den Schwur der Treue gegen den König herausgehoben, ſondern 


auch den auf die Verfaſſung ge ee Eid. % 

Er frage, ob man mit irgend welcher Berechtigung die Richtigkeit dieſer 
Sätze beſtreiten wolle. Trete die Regierung an diejenigen Beamten heran, 
welche ſie an wichtige Stellen geſtellt habe, — die Regierungs⸗Präſidenten 
und Landräthe z. B. — mit der Forderung, ſie mit ihrer ganzen Ueberzeu⸗ 
gung zu unterſtützen, namentlich aber berichtigend, belehrend und aufmun⸗ 
ternd auf die Bevölkerung zu wirken, dann agitiren dieſe Beamten, wenn ſie 
jener Aufforderung Folge leiſten, nicht, dann wirken ſie. Er könne übri⸗ 
gens die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, für die Landräthe im Ganzen 
und Großen das rühmliche Zeugniß abzulegen, daß ſie ſeinen Wahlerlaß in 
dieſem Sinne wohl verſtanden und 1 hätten. Sie hätten mit gro⸗ 
ßer Umſicht in den Kreiſen dahin gewirkt, daß den Leuten klar gemacht wor⸗ 
den, um was es ſich handle, und dies ſei um ſo ſchwerer, weil das politiſche 
Verſtändniß in den ländlichen Kreiſen noch ſehr gering ſei. Er bleibe bei 
ſeinem Wahlerlaſſe ſtehen. (Bravo rechts; Ziſchen links.) 

Abg. Graf Schwerin: Die Erörterungen, welche man fo eben vernom⸗ 
men habe, hätten jedenfalls den Eindruck gemacht, daß es ganz 3 
—.— ſei, wenn ein früheres Miniſterial⸗Reſcript anordnete, daß Wabl⸗ 

ommiſſarien nicht zugleich Candidaten ſein können. (Sehr richtig!) Er habe 
nun vernommen, daß jenes ältere Reſcript durch ein ſpäteres pom 4. April 1862 
aufgehoben ſei und möchte der Regierung anheim geben, ob es nicht zweck⸗ 
entſprechend fein möchte, jenes Reſeript wieder herzuſtellen. (Bravo!) 

. e nnern Graf Eulenburg: Er müſſe das Factum conſta⸗ 
tiren, daß dieſes Reſeript bereits von ſeinem Vorgänger gufgehoben ſei; er 
habe an dem Zuſtande, den er vorgefunden habe, im Allgemeinrn nichts 
ändern wollen, um nicht in den Verdacht zu gerathen, als beabſichtige er 
irgendwie, auf die Stimmen einzuwirken. 8 

Abg. Schulze bis diefe Nicht eher könne ein Urtheil in dieſer Sache ge⸗ 
fällt werden, als bis dieſelbe klar geworden. Wenn es ſo ſei, wie der 5 
Don verſichert habe, fo ſei die Unterſuchung noch nothwendiger. Es 
ei möglich, daß in andern Fällen die amtliche Gewalt weit ſtärker angewen⸗ 
det ſei, als in dem vorliegenden; der Landrath Hoffmann habe nur das Un⸗ 

lück gehabt, daß bei I gerade die Dinge zur Sprache gekommen ſeien. 
Heiterkeit.) Wenn Proteſte an das Haus herantreten, worin ganz beſtimmte 
Facta ſeitens der Wähler mit Beweismitteln unterſtützt würden, ſo müſſe das 
Haus darauf eingehen. Wenn dies nicht geſchehe, was ſolle daraus ent⸗ 
Ken? Das Haus Hi die geſetzliche Inſtanz; gehe daſſelbe nicht darauf ein, 
o werde im ganzen Lande Niemand mehr den Muth haben, agen inge 
zur Sprache zu bringen. (Sehr wahr.) So weit die Thatſachen einen 
Schluß zuließen und mit Beweismitteln unterſtützt ſeien, hau: das Haus die 
Pflicht, darauf einzugehen. Es habe zu prüfen, was geſchehen folle, wenn 
gegen Diejenigen, welche ſolche Fälle zur Kenntniß des Haufes bringen, ſogar 
das Einſchreiten des Staatsanwalt angedroht werde. Er unterſtütze deshalb 
den Antrag der Abtheilung. — Abg. Dr. Faucher: Es ſei gerade nach den 
Mittheilungen des Abg. Hoffmann nothwendig, das Syſtem im Ganzen vor 
den Richterſtuhl der Öffentlichen Meinung zu ziehen. Durch die Volksvertre⸗ 
tung ſolle der Inhaber der Macht gewarnt werden, die Macht zu mißbrau⸗ 
chen. Werde dem 5 0 gelegten Syſtem nicht entgegengetreten, ſo ſei der 
ganze Nutzen der Volksvertretung beſeitigt. Habe man erſt wieder nur Land⸗ 
räthe und Schulzen in der Kammer, dann ſäßen eben nur Behörden, die ge 
warnt werden be ten, in der Kammer, und dieſe könnten ſich doch nicht ſelbſt 
warnen. (Große Heiterkeit.) Der conftitutionelle Staat ſei bei gefälſchten 
Wahlen in der Lage, durch eine gefälſchte öffentliche Meinung Dinge 
zu 9 die der abſolute Staat 7 — begangen haben würde. (Sehr 
wahr.) Im Intereſſe der Reinheit der Wahlen müßten die Mitglieder des 
7 es wünſchen, daß jeder Zweifel an einer Wahl durch eine Unter⸗ 
uchung beſeitigt werde. 5 ; 5 

Abg. Graf Wartensleben: Eine Regierung müſſe Einfluß haben; jo 
wenig man ein Butterbrot * könne ohne Butter, ſo wenig könne eine He« 
gierung beſtehen ohne Einfluß. (Bravo rechts, Gelächter links.) Und wenn 
dieſer Einfluß auch ein wenig ſtark ſei, ſo ſei dies nur je, wie wenn bie 
Butter ein wenig zu ſtark geſalzen ſei. (Schallendes Gelächter.) Darüber 
müſſe man nicht ho viel Geſchrei machen. Man komme immer wieder auf 
die Sache zurück, die am beſten gelegentlich des ganz guten Antrages des 
Abg. Schulze erledigt werden würde. Man ſolle doch alle die Sachen mit 
einemmale abmachen. Abg. Tweſten geht auf die Haltung der Landräthe 
bei den Wahlen näher ein; in ſeinem ei (Waldenburg⸗Reichenbach) 
hätten die Landräthe v. Roſenberg und Olearius ſämmtliche Schulzen und 
Gerichtsmänner, welche gegen die conſervative Partei geſtimmt hätten, zur 
Verantwortung gesogen; nach der neulichen Erklärung des Herrn Minifters 
des Innern habe der Landrath v. Roſen erg das Verfahren eingeſtellt, er 

eue ſich über die gute Wirkung, welche die Erklärung gehabt habe (Heiter⸗ 
eit). Graf Schwerin habe neulich den Landrath v. Puttkammer einen „ganz 


daß die n es für unerläßlich gehalten habe, die Be⸗ 


\ 


€ 


Par aa 


ben möge, obgleich die dom Abg. 


hauſe Rechenſchaft zu geben. 


gebe nwerden jolle, ſei jener vie 


geſcheidten jungen Mann“ genannt, der Miniſter des Innern habe den Land⸗ 
rath Olearius in einer früheren Seſſion einen „ganz vernünftigen Menſchen“ 
genannt (Heiterkeit), und ſelbſt Kal hätte den Erlaß des Herrn Miniſters 
des Innern mißverſtändlich aufgefaßßt. Es ſei vom Herrn Miniſter neulich 
erklärt worden, daß kein Beamter wegen ſeiner Stimmabgabe zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden ſolle, und doch heiße es in ſeinem Wahlerlaſſe: „der 
Beamte 13 von dieſem Eid weder als Wähler noch als Gewählter entbun⸗ 
den“. In mehreren Regierungs⸗Collegien ſei der Erlaß in Erwägung ge⸗ 
nommen worden, und ſei die Majorität der Meinung geweſen, daß auch die 
Wahl ſelber unter den Erlaß falle; bei den früheren Wahlen habe der da⸗ 
malige Miniſter v. d. Heydt eine ähnliche Auffaſſung ſeines Erlaſſes durch 
eine Eiſenbahnbehörde für eine irrthümliche erklärt; dies ſei damals vor den 
Wahlen geſchehen; der gegenwärtige Herr Miniſter des Innern hat ſeine 
Erklärung erſt nach den Wahlen abgegeben. (Hört! hört!) 

Er wünſche, daß dieſe Erklärung für die 5 unft nicht ohne Folgen blei⸗ 
ung berlejene Stelle der „feudalen Cor: 
reſpondenz“ befürchten laſſe, daß dann die jetzt nachträglich desavouirte Auf⸗ 
von bornherein die officielle fein werde. Sollte die angeordnete Unter: 
ſuchung übrigens Thatſachen ergeben, welche unter das Strafgeſetz fielen, ſo 

ei mit ihrer Cdnſtatirung vorläufig genug gethan, da die Verjährung erſt in 
ünf Jahren eintrete (Heiterkeit), man alſo zu geeigneter Zeit darauf zurück⸗ 
ommen könne (bört! hört!). Er benütze dieſe Gelegenheit, um gegen die 
Beeinfluſſung ſeine Stimme zu erheben, welche man ſeit einiger Zeit gegen 
die Gemeindebeamten in's Werk geſetzt habe (hört! hört!); es ſei dies 
ein Theil des Syſtems und betreffe nicht blos die Wahlen. Eine Regierung, 
welche nicht den Einfluß auf ihre Beamten beſitze, daß dieſelben auch bei den 
Wahlen für ſie eintreten, könne nicht beſtehen; das ſei ganz richtig bei einer 
Regierung, die ſo einſam und iſolirt im Lande ſtehe, wie die gegenwärtige 
Staatsregierung (hört! hört!). Außer dem enen Kreiſe, der zu 
ihr ſtehe, habe ſie Niemand für ſich aufzubieten, als dienigen, welche ſie di⸗ 
rekt oder indirekt beeinfluſſen kann (hört! hört!). Eine ſolche Regierung 
müſſe allerdings ganz folgerichtig dazu gelangen, ihren Einfluß auf alle ihr 
irgend zugänglichen Gebiete e Er frage, was die Communal⸗ 
Verwaltungen mit der Politik des jeweiligen Miniſteriums zu ſchaffen haben? 


Er erinnere daran, daß der Miniſterpräſident in Gaſtein den Rath zur Auf⸗ 


löfung der berliner Stadtverordnetenverſammlung ertheilt habe. Er erkenne 
dankbar an, daß die Ausführung an dem Widerſpruch des Miniſters des 
Innern geſcheitert ſei. Es habe aber die Abſicht vorgewaltet, durch dieſen 
chlag Wen die größte Commune der Monarchie die ſelbſtſtändige Ge⸗ 
meinde⸗Verwaltung zu brechen, hinter die Stein⸗ und Hardenberg'ſche Geſetz⸗ 
een 51 8 und ein jtäbtifches Regiment durch kgl. Commiſſarien 
ühren zu laſſen. Auf dieſe Weiſe ſolle nach dem Beiſpiele Frankreichs ein 
Syſtem der Centraliſation angebahnt werden, wie es ſtraffer nicht im abſo⸗ 
luten Staate beſtanden. Es ſei daher Pflicht des Hauſes, bei jeder Gelegen⸗ 
heit die communale Selbſtſtändigkeit zu wahren und gegen willkürliche Ein⸗ 
griffe zu ſchützen (Bravo!) a 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Vorredner habe trotz ſeiner 
neulichen Verſicherungen wiederholt eine Interpretation des Wahlerlaſſes ver⸗ 
ſucht. Er wiederhole heute dieſe Verſicherung, daß Niemand, auch kein Be⸗ 
amter der bloßen Stimmabgabe wegen verantwortlich gemacht werden ſollte; 
es habe auch bei den Regierungen über dieſe ſeine Intention kein Zweifel 
obgewaltet, wie der Umſtand beweiſe, daß keine einzige desfallſige Anfrage 
an ihn gerichtet worden ſei. Wenn einzelne Perſonen eine mißbräuchliche 
Anwendung von ſeinem Wahlerlaß in dieſer Beziehung gemacht, ſo ſei er 
bereit, abzuhelfen. Er bitte nur, etwaige Beſchwerden nicht ihm, ſondern an 
die Regierungen direct zu richten, da dieſelben bereits zur 15 angewieſen 
ſeien. — Der Vorredner habe darüber Beſchwerde geführt, daß die Gemeinde⸗ 
beamten als Staatsbeamten behandelt würden. Was das Recht der Beſtätigung der 

ſtädt. Beamten betreffe, ſo ſei dieſelbe ein poſitives Recht der Regierung, und habe 
ſie über die Ausübung deſſelben Niemanden, auch nicht dem Abgeordneten⸗ 

8 Gerade in ſolchen Kriſen des Staatslebens, 

wie die gegenwärtige, halte es die Regierung für ihre Pflicht, die Beſtäti⸗ 

gung namentlich in allen denjenigen Fällen, in welchen nach ihrer Anſicht 
olitiſche Momente und nicht die Rückſicht auf das Wohl der Stadt bei der 
ahl obgewaltet, zu verſagen (Bravo von den Conſervativen). 

Er glaube, der Vorredner müßte ſich gerade wundern, daß er in einem 
ner Falle für die Beſtätigung eines höheren 5 Beamten (des 
Oberbürgermeiſter Hobrecht in Breslau) eingetreten ſei. ie groß die Agi⸗ 
tation gerade der ſtädtiſchen Behörden in letzter Zeit geweſen ſei, beweiſe das 
Verfahren der Gemeindebehörden in der Provinz Preußen, wo ſie bei Ge⸗ 


llegenheit der Reiſe des Kronprinzen erklärt, die Zeit ſei zu trübe, um Lich⸗ 
ter anzuzünden, während das Volk mit begeiſtertem Jubel den köͤnigl. Prin⸗ 


zen begrüßt habe. Einer ſolchen verwerflichen Agitation der Gemeindebehör⸗ 
den müſſe die Regierung entſchieden entgegentreten. (Bravo der Conſerva⸗ 
tiven, Ziſchen links.) 
Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Er wolle, da die Sache einmal wieder 
e Sprache gekommen, noch einer Thatſache aus einem ihm naheliegenden 
eiſſe⸗Grottkauer Wahlkreiſe erwähnen. Dort ſeien fünf Schulzen und zwar 
Erbſchulzen, weil ſie einen Aufruf bei den Wahlen unterzeichnet, vom Amte 
ſuspendirt worden. Darunter befinde ſich der Erbſcholtiſeibeſitzer Alnoch, der 
lange Jahre Mitglied des Hauſes geweſen und ſeit Creirung der Provinzial: 
Landtage Mitglied deſſelben und ſpäter des vereinigten Landtages geweſen 
fei. Kein Gerichtshof würde dieſes Schriftſtück zu derurtheilen im Stande 
ſein, und er ſelbſt würde es bis auf einen nicht ganz tactvollen Ausdruck un⸗ 
bedenklich unterſchrieben haben. Dieſe Praxis der Regierung aber greife ins 
Eigenthum über, da ſie dies auf Beſitz ruhende Amt berühre; er ſelber könne 
nach ſolchen 1 8 5 eines Tages der Polizeiverwaltung, die er als Guts⸗ 
herr ausübe, enthoben werden. „Glauben Sie, m. H. (ſich zu den Conſer⸗ 
dativen wendend), daß ſich eine ſolche Praxis mit der Gerechtigkeit vereinigen 
läßt?“ (Bravo links.) 
Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er wolle nachträglich zur Be⸗ 
richtigung einer von dem Abg. Tweſten gemachten Bemerkung hier ausſpre⸗ 


chen, er leugne nicht, daß in Folge des bekannten bedauerlichen Stadtver⸗ 
ordnetenbeſchluſſes im Sommer d. J., der indeß der Hr. Stadtverordnete 
Tweſten (Tweſten iſt gar nicht Stadtverordneter) lieber nicht hätte anführen 
ſollen, allerdings Berathungen zwiſchen einzelnen Mitgliedern der königlichen 
Staatsregierung ſtattgefunden haben; die don dem Abg. Tweſten gemachte 


Mittheilung über die in Bezug auf die Auflöſung der Stadtverordneten be⸗ 
zügliche Verhandlung zwiſchen dem Miniſterpräſidenten und ihm ſei un: 
genau (Heiterkeit). 


Abg. Haacke (Stendal) bemerkt hinſichtlich des Regierungs⸗Collegiums, 
dem er angehöre (Gumbinnen), daß überhaupt in jener Angelegenheit eine 
ondern der 
Exlaß ſo aufgefaßt worden ſei, als ſei er an die einzelnen Mitglieder und 


collegialiſche Erörterung nicht für zuläſſig gehalten worden, 
nicht an das Collegium gerichtet. 


Abg. Freiherr v. Hoverbeck: Er wolle den Herrn Miniſter über einen 
ſcheinbaren Widerſpruch auftlären; es ſei allerdings die Zweckmäßigkeit eines 
ſeitens der Communen ge⸗ 

leugnet worden, ſo 5 dieſes Miniſterium an der Spitze ſtehe, die Pro⸗ 
eits durch den herzlichen Empfang, welchen ſie dem 

Paare perſönlich habe zu Theil werden laſſen, zeigen wol⸗ 


offiziellen feſtlichen Empfanges des Kronprinzen 


vinz habe aber anderer 
kronprinzlichen onli 
len, daß ihr daſſelbe perſönlich lieb und theuer ſei (Bravo!) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er verweiſe auf den 
wörtlichen Inhalt der betr. Communalbeſchlüſſe: „die düſtere Stimmung des 
Landes geſtatte keinerlei Art von Freudenbezeigungen.“ — Abg. Röpell 
conftatirt in Bezug auf Danzig, daß auch, nachdem Ihre fönigl. Hoheiten 
drei Tage lang in Danzig verweilt, von einem außerordentlichen Jubel nichts 
zu merken geweſen ſei. — Abg. Dr. Virchow: Der Beſchluß der berliner 
Stadtverordneten⸗Verſ., auf welchen der Herr Minifter des Innern zurück⸗ 

ekommen ſei, ſich jeder Beziehung zu der königl. Familie, die wir ſonſt fo 
ehr verehren, ſich bis zur Zurücknahme des bekannten Miniſterial⸗Erlaſſes 
zu enthalten, ſei gefaßt worden mit tiefbetrübtem Herzen, aber aus ebenjo 
tiefem Pflichtgefühl, weil in einer Zeit, wo es den ftädtijchen Coxpora⸗ 
tionen nicht geſtattet ſei, mit ihren Vorſtellungen zum Ohre Se. Majeftät zu 
dringen, es jmedmäßig eſchienen habe, ſich überhaupt ſchweigend zu entbal⸗ 
ten. Als Abgeordneter ſei es feine Pflicht, fein tiefes Bedauern darüber 
auszudrücken, daß das Miniſterium es für gerathen gehalten habe, ſich als 
eine förmliche Scheidewand zwiſchen das Ohr Sr. Majeſtät und die Ver⸗ 
treter der größten Corporationen des Landes zu ſtellen, während andere De: 
putationen Sr. Maj. mit großer Oſtentation zugeführt worden ſeien. 

Es wäre der Gerechtigkeit entſprechend geweſen, auch hier nach allen 
Seiten hin ein gleiches Recht zuzugeſtehen und den berühmten Wahlſpruch 
der Hohenzollern auch hier ſich bethätigen zu laſſen. So ſei es den Vertre⸗ 


tern einer Corporation, welche den größten Beſtand an Wohlſtand, Bildung 


und, wie er glaube, auch an Sittlichkeit (Oho! der Conſervativen — Bravo! 
aufzuweiſen habe, verwehrt worden, Sr. Majeſtät eine offene und unpar⸗ 
teiſſche Darſtellung von dem, was im Lande vorgehe, zu geben. Damit nun 
die bei irgend einer feierlichen Gelegenheit im Schooße der Familie Sr. 
77 dem Herkommen gemäß ſeitens der Verireter der Stadt Berlin 
dargebrachten Glückwünſche nicht etwa die Deutung erfahren möchten, als ob 
dadurch eine Zuſtimmung zu der ib ben der gegenwärtigen Miniſter Sr. Maj. ge⸗ 

ach beſprochene Beſchlu der berliner Stadtver⸗ 
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ordnetenverſammlung gefaßt worden und die große Anzahl an Zuſtimmun⸗ 

en, die derſelbe ſeitens der übrigen großen Communen gefunden habe, lie⸗ 
ere das ſprechendſte den da dafür, daß er die wahre Stimmung des Lan⸗ 
des vollkommen getroffen habe. (Bravo!) 

Abg. Lent: Es ſei, wie er conſtatiren wolle, nicht bloß gegen ſolche Com⸗ 
munalbeamte eingeſchritten worden, welche ſich an den ſogenannten „Agita⸗ 
tionen“ gegen die Regierung betheiligt hätten, ſondern auch gegen ſolche, 
welche, ohne zu agitiren, für Candidaten geſtimmt hätten, die als „regierungs⸗ 
0 bezeichnet worden wären, und die ſich ſelbſt ihre Stimme cht 

ätten (Heiterkeit). Ein Mitglied des Magiſtrats zu Mittelwalde (Grafſchaft 
Glaz) habe für eine ſolche Stimmabgabe einen ernſten Verweis erhalten 
(hört, hört!). Aus Glaz ſei ihm von glaubwürdiger Seite verſichert worden, 
daß der Regierungs⸗Vice⸗Präſident von Breslau vor den Wahlen dem Gym⸗ 
naſial⸗Director und Bürgermeiſter von Glaz in Gegenwart des königl. Land⸗ 
raths v. Sobbe geſagt habe: „Stimmen Sie entweder für die conſervativen 
Candidaten oder nehmen Sie Ihren Abſchied.“ (Hört, hört!) Aus dem Schooße 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Breslau, welcher er angehöre, habe 


ohne Vorberathung eintreten ſolle. Die Beantwortung dieſer e ſei von 
roßem Intereſſe, er bitte daher die Schlußfaſſung über die Kr Be⸗ 
Ru vorläufig noch auszuſetzen, die Vorlage erſt drucken und an die 

itglieder des Hauſes vertheilen zu laſſen. — Das Haus erklärt ſich damit 
einverſtanden. 5 5 5 

Bei der vorgerückten Zeit wird mit den Be sh nicht weiter fort⸗ 
eſchritten. Der Präſident fordert die Abtheilungen auf, morgen Vormittag 
ö Uhr behufs der Wahl der Commiſſion für den ſchleswig⸗holſteiniſchen An⸗ 
trag . Die Commiſſion würde ſich dann ſofort conſtituiren. 

Schluß der Sitzung: 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Donnerſtag 12 Uhr. 
Tagesordnung: Fortſezung der Wahlprüfungen. 


* [Die Oſtdeutſche Zeitung!, welche durch die Verordnung 
vom 1. Juni unterdrückt war, iſt heut wieder erſchienen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


dare 325 e Bar f (ar 2 
er ſein tiefes Bedauern auszuſprechen, daß es dem Herrn Minifter des Innern ] Der Var veterſtand bei 0 Erd. Ba⸗ Luft⸗ i N 
nicht gelungen ſei, den Abgeordneten dieſer Corporation, welche ſich durch ihr] ur del Luk nach raum. tometer. | ratur. ee. | ee 


Gewiſſen getrieben glaubte, Sr. Majeſtät offen und ehrlich über die Stim⸗ 
mung 1575 Landes ihre Anſicht auszuſprechen, den Zutritt zu Sr. Majeſtät 
zu berſchaffen. 

Miu ter des Innern Graf Eulenburg: Der Vorredner hat ge⸗ 
ſagt: „es ſei mir nicht gelungen“; ich habe Se. Mai gebeten, jener Depu⸗ 
tation keinen Zutritt zu geſtatten (Heiterkeit). Ich halte nach wie vor dafür, 
daß es nicht Beruf der ſtädtiſchen Behörden ſei, ſich mit . politi⸗ 
ſchen Fragen zu befaſſen, das iſt nicht ihre Sache, ſondern Sache des Abge⸗ 
ordnetenhauſes, und von dieſem Standpunkt aus, habe ich Se. Maj. gebeten, 
jene Deputation nicht zu empfangen. Abg. Berndt macht unter beſtändigen 
„hort, hört“ Mitiheilungen über die Vorgänge im frankenſteiner Kreiſe, 
namentlich über die Vernehmung des Schulzen Kuſchel durch den Landrath 
Groſchke. Aus einem Schreiben des Schulzen geht hervor, daß er in Wor⸗ 
ten inſultirt, mit Fäuſten bedroht und gewaltſam durch den Landrath, der die 
Thüre verriegelt und ſich mit dem Hüden gegen dieſelbe geſtemmt habe, 
zurückgehalten, ſchließlich mit ſofortiger Einſperrung bedroht und wegen un⸗ 
botmäßigen Verhaltens in 3 Thaler Ordnungsſtrafe verurtheilt worden ſei. 
— Ein Schlußantrag des Abg. Pariſius (Gardelegen) wird abgelehnt. 

Abg. Dr. Virchow: Er wolle nur conſtatiren, daß der Miniſter des In⸗ 
nern ſelber erklärt habe, er habe ſich als Scheidewand zwiſchen Se. Maj. den 
König und die Deputation des Rr ede und den Stadtverordneten 
Breslau's 5 — Der Herr Miniſter habe ferner in dem Vorgehen der 
ſtädtiſchen Corporationen eine Maia dun hen der geſetzlichen Befugniſſe der⸗ 
ſelben zu finden erklärt. Den Anlaß zu jenem Vorgehen habe die Preßver⸗ 
ordnung vom 1. Juni geboten; die Stavtverordneten von Berlin durften 
nicht ſchweigen, wo der regelmäßige Erwerb und das Eigenthum ſo vieler 
Bürger durch eine Regierungsmaßregel ſo ſchwer bedroht worden ſei, darin 
könne er (Redner) keine Ueberſchreitung der Befugniſſe der Stadtverordneten 
erblicken. Nie habe die Regierung den Communen das Recht beſtritten, Zu⸗ 
ſtimmungs⸗ und Dank⸗Adreſſen an Se. Maj. zu richten; ſobald ſich's aber 
um eine Adreſſe handele, die nicht im Sinne der Regierung laute, joll dieſes 
Recht nicht mehr beſtehen, und heiße es: ihr habt eure geſetzlichen Befugniſſe 
überſchritten. (Sehr wahr!) N 

Abg. v. d. Heydt bedauert die Art, wie man die Entſchließungen Sr. 
Majeſtät über den Empfang oder Nichtempfang von Deputationen hier in 
die Discuſſion ziehe. Jemehr das Haus ſeine Rechte zu wahren entſchloſſen 
ſei, um ſo mehr ſolle es die Rechte der Krone ehren und achten. (Bravo der 
Conſervativen !) = x 

Abg. v. Sybel glaubt im Sinne des ganzen Hauſes conftatiren zu kön⸗ 
nen, daß nicht die Entſchließung des Königs, ſondern das Verfahren der 
Miniſter, die Deputationen von Sr. Majeſtät fernzuhalten, Gegenſtand der 


Breslau, 23. Nov. n. Md. 331,82 | +34| W. I. Bedeckt. Regen. 
24. Novbr. 6 U. Mrg.] 333,03 74,4 W. I. Trübe. 


Breslau, 24. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 6 3. U.⸗P. — F. 10 3. 


Telegrapbifche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 23. Novbr., Nachm. 1½ Uhr. Der Cours der Zproz. Rente 
war 67, 30, der des Credit⸗Mobilier 1105, —. 

London, 23. Nov., Nachm. 3 Uhr. Türkiſche Conſols 47%, 
61%. Conſols 91%. Iproz. Spanier 47%. Mexikaner 38%. 
Ruſſen 91. Neue Rufen 86%. Sardinier 89. . 

Frankfurt a. M., 23. Nov., Nachmitt. 2% Uhr. Die Börſe eröff⸗ 
nete merklich niedriger, ſchloß jedoch viel beſſer. Finnländ. Anleihe 83. — 
Schluß: Courfe: Ludwigshafen ⸗ Bexbach 135%. Wiener Wechſel 94%. 
Darmſt. Banl⸗Aktien 208. Darmſt. Zettel⸗Bank 248. 5prez. Metalliques 
57%. 4 prozentige Metalliques 48%. 1854er Looſe 69%. Oeſterreich. 
NRational⸗Anleihe 62%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien —. Oeſeer⸗ 
reichiſche Bankantheile 729. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 1644. Neueite oſter⸗ 
reichiſche Anleihe 73%. Oeſterr. Eliſabetbahn 107%. Mhein⸗Nabebahn 23. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 120. 

Hamburg, 23. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 M. Courſe ſchwankend; Börfe 
uhiger bei ich bedeutendem Geſchäft. Luft friſch. Schluſ⸗Courſe: 
National⸗Anl. —. Oeſterr. Credit⸗Attien 69%. Vereinsbank 104% B. Nordd. 
Vank 100%. Rheiniſche 89½ B. Nordbahn 52. Disconto 5%. 5 

amburg, 23. Nov. [Getreidemackt. Wei en loco feit, ziem⸗ 
liches Geſchäft, ab Dänemark ſehr feſt bei fehlenden Offerten, 127—128pfd. 
ab Seeland 98 Thlr. bezahlt, ab Heinen anfeln 98 Thlr. Gd. Roggen loco 
ruhig, ab Oſtſeehäfen fen gehalten bei fehlender Kaufluſt. Del loco und pr. 
Nodbr, 23%, Frühjahr 25. Kaffee ruhig. Zucker eher feſter, bei guten um 
jägen zu letzten hoͤchſten Preiſen; raffinirter wiederum % hoher. Zin 
ohne Umſätze. I 

Liverpool, 23. Novbr. [Baumwolle.] 6000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe 4 hoher. 


Berliner Börse vom 23. November 1863. 


Eisenbaha-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1861 1882 Zf. 
Aachen-Düsseld.] 3% 


Silber 
Sproz. 


Fonds- und Geld-Oourse, 
Freiw. Staats-Anl. . 44 %½ 107 bz. 
102 bz. 
0 bz. 


Kritik geweſen (Lebhafte Zuftimmung). Berg. Märkische 10 
Abg. Dr. Gneiſt conſtatirt ebenfalls, die Beſchwerde ſei gerade dahin Berlin-Anhalt.. .| 8 
egangen, daß die Miniſter den berliner Stadtverordneten verwehrt hätten, 1 4 
ſich mit einer Deputation an Se. Majeſtät zu wenden; die Sache ſtehe alſo] „46% naschainel Berlin- Stettin. 77 4 
genau umgekehrt als wie Hr. v. d. Heydt gemeint habe. erm. Anl. von 1888] Böhm. Waestb. . — 
— v. d. Heydt: Er habe nur im Allgemeinen bedauert, daß dieſer] Berliner Stadt-Obl. 04 de 1 
m Ber hier zur Sprache gebracht ſei (Heiterkeit). — Die Debatte ift ge: | ( Pon m, Ne Cossl-Oderberg. 0 
. 2 . 2 
Abg. Hoffmann erklärt in einer perſönlichen Bemerkung, der Antrag] = dito dito | — 
auf eine een Unterſuchung 9 f 1 ſeinen Bin chen; Inst. 4 Mas — a 
ſchen werde er fortfahren, für die conferbative Partei und für die königl. Magd. 477 
Staatsregierung Propaganda zu machen (Große Heiterkeit). 2 — 1* 
Der Berichterſtatter Bleibtreu empfiehlt nochmals die Annahme des z Mecklenburger. .| 2 
Commiſſions⸗Antrages, die Wahl des Abg. Hoffmann (Jüterbog) zu beans | $ ig - 
ir Gn Haus an A ag wie es ſcheint, einſtimmig an; 3 Niedrschl. Zwgb. 14 
auch die Conſervativen ſtimmen dafür. 5 FT) Nord., Fr.-Wilh. 
Präſident Grabow ertheilt nunmehr dem Kriegsminiſter das Wort. eee eee a 18 
Kriegsminiſter v. Roon bringt gemeinſam mit dem Miniſter des Innern Ausländische Fonds. dito C. Th 
kraft allerhöchſter Ermächtigung die Militärnovelle ein. Es empfehle fh, | Oesterr. Metalliques b 60 ba. 93 
dabei einige allgemeine Bemerkungen porauszuſchicken. Leider habe die Mie] dito Tot. ie J ch. b 0 Spee 
litärfrage eine politiſche Bedeutung erlangt, die fie eigentlich nicht habe; ſie] Aito Ster Pr. A 4 10 6 nnen — 
ſei eine techniſche und finanzielle. e bin für die Ehre und Unabhängig: | dito Eisenb.- I. 4% B. ec : 
leit des Landes jo hochwichtige Sache eine Parteifrage geworden, müſſe jeder | Kuss. Engl. Anl. 4% bz.u.Q. Ehr. rf. K. Gldb. 361 
Patriot bedauern. — Man ſpreche von der Nothwendigkeit einer Ermäßigung] 4e Par Sch. Ob. Also 5 — — 88 in 


der vermeintlich überſpannten aui debe de — Re ache von ae 
abe dies auch mehrfach erwogen und ſo⸗ 
an bedenke, daß fie im Jahre 1860, wo fie | n dt. a 300 Fl 07 B. 


Poln. Pfandbr...... 4 
dito 


ten Conceſſionen. Die Regierun 


weit als möglich berückſichtigt. Bank- und Industrie-Paple re. 


zuerſt den Reorganiſationsplan vorgelegt, achtjährige Dienftzeit für das dito a 200 Fl.. a. Berl. Kassen-V. | 6600 fd |118 B. 
7 Ha Heer und vierjährige Präſenzzeit für die Kavallerie berlangt 3 . ; — B\| - 1 rd. be. 
abe. Von beiden Forderungen ſei ſie abgegangen, weil fie bei wei⸗ rien: rg 2 97% B. 
teren Erwägungen dies ohne Beeinträchtigung der Intereſſen des ä Darmst. Zettelb. 9 4 9% e. 
Landes und ohne Schmälerung der Wehrkraft der Armee thun zu können] Wers. ehe . 16 Far Geraor Bank...) 5 20 92 bu, 
glaubte. Ferner ſei die factiſche Präſenzzeit mehrfach herabgeſetzt, man habe dito va Sr Haunorentche R 4215", eb 
auf den 25% Zuſchlag verzichtet (Heiterkeit), der Staatsſchatz ſei nicht ange | dito 8 15 78 ba. Hamb. Nordd. B. 5 |6 ja 100% G. Klekt bs. 
griffen, die Steuern nicht erhöht. — Die Reorganiſation ſolle unpopulär fein | Cen den.. . 106 — — N hm Ul Han 15 0. 
wegen der dreijährigen Dienſtzeit, wegen der Abſchwächung des Landwehr⸗ dito 2 = Dee B. 10 0% 103 K. 
Syſtems. Die Reorganiſation beruhe aber recht eigentlich auf unſerem alten dito 22 — 5 Magdeburger B. an 4% |88 etw. bz. 
Wehrſyſtem, ſei nur eine Modifikation deſſelben, und heiße nur deshalb“ 40 . een Bosener Hat , 4 Shit, la bs 
n weil fie die Wehrverfaſſung vom Jahre 1814 wieder: | Cos.-Oderb. u 80 B. Thüringer Dank X Bar 
erſtelle. = 1 eimar „ 4% la 87 R. 

Der Minifter geht dann die oft beſprochenen ſog. Vortheile der Reorga⸗ dere. Märk- It ( ba. — 
niſation, die Erleichterung der letzten Altersklaſſen u. ſ. w. durch, die n e de ur 2 2 ee 5 r —— 5 
Compenſation für 1 — Vortheile, welche die Reorganiſation verlange fei dito = — 4 — — — Darmstädter „ 5 6% 4 |8ıY, 6. 
die verlängerte Reſervezeit unter Gleichſtellung der Nejerviften mit der Land⸗ | Hodersch Zweigb-), % „ Desmaur. f 6 .! lau etw. re 
wehr in ihren ſtaatsbürgerlichen Rechten. — Die zweijährige Dienftzeit ei | Opersehles A. % |- — — genes Orodb.A| 2 | 41%. b . 
natürlich populärer als die dreijährige, die b würde noch popu⸗ dito B.. 8 32 — — — Leipziger „ 3 3% 4 (öl eb. beau 
lärer fein (ſehr richtig); aber Popularität ſei nicht die maßgebende Rüd: —— a. 47505 8 = Meizinger 5 6 17 / 80 20.6, 
ſicht für die Regierung und das Haus; nur was dem Lande fromme, müſſe . dio F..... 4% 08 B. 32 — * ap 5 ER 
maßgebend fein. Nach gewiſſenhafter Ueberzeugung könne die Regierung gen Franz... .... 250 ba u. G Schl. Bank-Ver. | 6 6 4 7 B. 
vorläufi auf die zweijährige Dienftzeit nicht eingehen; ob es vielleicht 8 352 baus = a Bei 
fpäter möglich ſei, müſſe man der Zukunft überlaſſen; jetzt würde die Regie⸗ hela. Nahe H. gar. 44% BY br. ure bb sul — 4 I — * 


rung ſich mit einer ſolchen Herabſetzung eines zr betet, fo fe Leichtſinns — — 
ſchuldig zu machen 4 Was die Landwehr betreffe, ſo ſei die Erleich⸗ * Breslau, 24. Nopbr. Wind: Weſt. Wetter: trübe. ometer 
terung der älteren Klaſſen in Folge der Reorganiſation unbeftritten; ferner] Früh 5, Warme. Bei ſtillem Geſchaͤftsverkehr waren Preiſe im Allgemei⸗ 
führe dieſelbe dem ſtehenden Heere eine größere ar von Combattanten zu, nen unverändert. b 
Ein Krieg um die Exiſtenz des Landes werde natürlich nie ohne Zuziehung der] Weizen 1 beachtet, pr. 84 ae. weißer 54—69 Sgr., gelber 53 
Landwehr möglich fein, aber bei geringeren Anläſſen werde man fie nicht 61 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Rog gen behauptet, pr. 84 Pfd 
mehr zu beläftigen brauchen, wie das in den letzten 30 Jahren häufig vor: |40—43—45 Sgr. — Gerſte vernachläſſigt, pr. 70 Pfd. weiße 36—38 Sgt. 
gekommen, er Minifter erinnert an die theilweiſen Mobilmachungen von erlag 30—35 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Pfd. 26—28 Sgr. — 
830, 1846, 1848 und 1849. Hätte man dabei die Landwehr nicht beläſtigen[Erbſen ohne Beachtung. — Wicken wenig angeboten. — Schleſiſche Bor 
wollen, jo wäre das nur möglich geweſen durch eine Störung des ganzen |nen ftill. — Schlaglein, geringe Sorten ehr vernachläſſigt. — Del? 
Wehrſyſtems, durch Zerreißung von Brigaden u. dergl. ſaaten behauptet. — Rapskuchen feſt, 49—53 Sgr. pr. Etur. 


Dagegen ſei die jetzige Grenzbeſetzung gegen Polen, die man wohl nun⸗ Sgr. pr. Shi. Sgr. pr. S. 
mehr von allen Seiten als nothwendig anerkenne, nur durch die Reorgani⸗] Weißer Weizen 54—63—68 Wicken 4547-9 
jation ohne Beläſtigung der Landwehr möglich besen Das Haus möge] Gelber Weizen 53—58—62 Sgr. pr. Sad n 150 Pfd. Brutto. 
nur um des Vaterlandes willen mit größter Unbefangenheit an die Beras | Roggen . . 40-4345 Schlag⸗Leinſaat. 100.175—190 
thung der Vorlage gehen, um des Vaterlandes und ſeiner 1175 und Unab⸗ Geste e 30—35—39 Winter⸗Raps 196204214 
bängigteit willen, denn wie der König ſchon vor mehreren Jahren gejagt, ſei 1 e ebe 25—27—28 Winter⸗Rübſen . 180190 — 
dies eine Angelegenheit von ſo hoher Bedeutung, wie irgend eine, die dem Er FC 46—52—56 Sommer⸗Rübſen 150— 164174 


Haufe zur Beſchlußnahme borgelegen (Bravo rechts, Ziſchen links.) — Er 
gebe die Bildung einer beſondern Militär⸗Commiſſion anheim. An den Ver: 
handlungen dieſer Commiſſion habe er ſich das vorigemal nicht blos aus Ge⸗ 
e nicht betheiligt, ſondern auch wegen der ſofortigen Verdf- 
entlichung der Verhandlungen in der Preſſe, durch welche man in ſeinen 
Anſichten präjudizirt werde; er hoffe, daß es gelingen werde, ihr diesmal den 
vertraulichen Charakter zu bewahren, und er werde daher den Sitzungen 


Kleeſaat bei ſchwachem Angebot böher gehalten, — rothe ordinäre 10 
bis 10% Thlr. ale ri llt, feine 12134 Sl bochfeine bi? 
12% Thlr., weiße ordinäre 10—12% Thlr., mittle 134% —15% Thlr., fein 
16%—17% Thlr., hochfeine 18—19 Thlr. pr. Ctr. 
Thymotbee 5%—7% Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr. Sack 4 150 Pfd. Netto 24—34 Sgr., Mete 141 Sgr. 
Vor der Börſe. 


beiwohnen. bjabe 1 
Abg. v. Fordenbed: Die Vorlage ſcheine im W 1 die fru⸗ 14 2 = u era a Thlr., 
here zu fein; die weſentlichſten Bedenken der Landesvertretung ſcheinen leider November 13% Thlr. Geld, Frühjahr 14% Thlr. 


bei der Staatsregierung keine Verückſichtigung efunden zu haben, und man 
lönne ſich daher fragen, ob die Vorlage nochmals einer Commiſſion zu über: 


u > Verantwortli dacteur: De Stein 
weiſen, oder ob eine Vorberathung im Plenum, oder eine Schlußberathung n 


Drud von Graf, Barth und Comp. (I, Friedrich) in Breslau 


